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Presseinformation 

zur Herbsttagung der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. 

am 9. und 10. November 2016 in Göttingen  

Brexit – wie geht es weiter mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)? 

 

 

Hier:  Warum die GAP ist, wie sie ist, und nicht, wie sie sein sollte – Anmerkungen zu einem alten Thema 

 
Vortragender:  Dr. Martin Wille, Staatssekretär a.D., Vorsitzender des Vorstandes der ASG 

 

Die Entwicklung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) ist in den 60 Jahren ihres Bestehens in zwei Entwick-

lungsphasen abgelaufen. Phase I umfasst die ersten drei Jahrzehnte von 1960 bis 1990. Sie kann als protek-

tionistische Periode der GAP unter dem Einfluss Frankreichs beschrieben werden. Das Preisstützungssystem 

und die Gemeinschaftspräferenz führten zusammen mit den institutionellen Regeln (Einstimmigkeit im Rat, 

finanzielle Solidarität ohne Ausgabengrenzen für die GAP) Ende der 80er Jahre dazu, dass die Kosten nicht 

mehr beherrschbar waren und die EU in den Handelsverhandlungen auf der Anklagebank saß. Mit einem 

Grundsatzpapier von 1991 läutete die EU-Kommission die agrarpolitische Wende für Phase II der GAP ein. 

Mit der McSharry-Reform 1992, der Agenda 2000, der Fischler-Reform 2003 und der Greening-Reform von 

2013 bietet sich am Ende der 2. Entwicklungsperiode der GAP folgendes Bild: 

Erstens sind die Agrarmärkte vollständig liberalisiert worden, die letzten Mengenregulierungen sind bzw. 
werden abgeschafft: bei Milch 2015, bei Zucker 2016/17. Nach Einschätzung der Kommission ist die euro-

päische Landwirtschaft durch die Reformen wettbewerbsfähiger geworden. 

Zweitens hat mit diesen Reformen ein Umbau der Förderpolitik stattgefunden. Die 1. Säule, in der Direkt-

zahlungen zunächst als Kompensation für Agrarpreissenkungen eingeführt worden sind, ist durch Berück-

sichtigung ökologischer Belange inzwischen „grüner“ geworden. Die 2. Säule mit Maßnahmen der ländli-

chen Entwicklung ist zwar zu einem wichtigen Schwerpunkt der neuen GAP geworden, hat allerdings mit 

einem Anteil von 25 % am Agrarhaushalt immer noch eine deutlich geringere Bedeutung. 

 

Nach zehn Jahren GAP-Reform hat der Kieler Wissenschaftler Prof. Friedhelm Taube aus deutscher Sicht ein 

Zwischenfazit gezogen, das sich stark verkürzt wie folgt zusammenfassen lässt: Wettbewerbsziele erreicht – 
Umweltziele deutlich verfehlt.  

Dies ist der Grund dafür, dass in Deutschland von Umweltseite massiv Kritik geübt und Forderungen nach 

einem grundlegenden Umbau der GAP erhoben werden. Stichworte dafür sind: „Öffentliches Geld nur noch 

für öffentliche Leistungen“ (Magdeburger Erklärung des Deutschen Naturschutztages), „Entlohnung nur 
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noch für ökologische Leistungen, die über Mindeststandards hinausgehen“ (Umweltbundesamt) oder „Um 

künftig die gesetzten Ziele beim Umwelt-, Klima- und Diversitätsschutz zu erreichen, ist die Struktur der 

GAP im Kontext der Verhandlungen des EU-Budgets für 2021-2027 grundsätzlich neu zu gestalten“ (BMU-

Entwurf zum Klimaschutzplan). 

 

Wie die GAP in der Finanzperiode 2021 bis 2027 aussehen soll, ist höchst umstritten. 

Bei kritischer Würdigung der in den letzten drei Jahrzehnten auf Initiative der EU-Kommission vollzogenen 

Liberalisierungsreformen und unter der Berücksichtigung der bisherigen deutschen Reformdebatte können 

in Thesenform folgende Schlussfolgerungen gezogen werden: 

These 1 

Nach der vollzogenen Liberalisierungspolitik kann am Ende des 30-jährigen Reformprozesses festgestellt 

werden, dass der für die Organisation der Agrarmärkte geschaffene Maßnahmenkatalog für die Landwirt-

schaft faktisch abgeschafft oder außer Kraft gesetzt worden ist. Wird der Weg so weiter verfolgt, kann in 

Zukunft auf eine Gemeinsame Agrarpolitik verzichtet werden. 

These 2 

Die Ausrichtung der GAP-Reformen in Periode II auf Erhalt eines hohen Stützungsniveaus in Säule 1 und Le-

gitimation dieser Zahlungen durch Umweltauflagen (Cross-Compliance, Greening) war aus agrarpolitischer 

Sicht ein strategischer Fehler, weil dies zu einer systembedingten Überbürokratisierung geführt hat und 

weiter führen wird. Dieses System ist überdies ökologisch ineffizient. Zudem ergeben sich im entkoppelten 

Zahlungssystem Widersprüche zur Markt- und Wettbewerbsorientierung der GAP, wenn Entscheidungsspiel-

räume durch strikte Umweltvorschriften wieder eingeengt werden.  

These 3 

Eine weitere Ökologisierung der 1. Säule nach dem Ansatz „europäisches Geld nur noch für öffentliche Leis-

tungen“ oder „Entlohnung von Leistungen der Landwirte oberhalb von Standards“ würde zu weiterer Büro-
kratisierung führen und nach vorliegenden Untersuchungen ökologisch geringen Nutzen bringen. Eine solche 

Ökologisierung der 1. GAP-Säule würde zudem im Widerspruch zum Grundsatz der Subsidiarität stehen, der 

in der Umweltpolitik einen hohen Stellenwert hat. 

These 4 

Wenn gemäß EU-Vertrag der Gemeinsame Markt auch die Landwirtschaft und den Handel mit landwirt-

schaftlichen Erzeugnissen umfasst, ist auch in Zukunft eine Gemeinsame Agrarpolitik notwendig, die diesen 

Namen verdient. Das heißt, sie muss zeitgemäße Ziele benennen und darf nicht „die besondere Eigenart der 

landwirtschaftlichen Tätigkeit, die sich aus dem sozialen Aufbau der Landwirtschaft und den strukturellen 

Unterschieden der verschiedenen landwirtschaftlichen Gebiete ergibt,“ außer Acht lassen.  

These 5 

Der Vorschlag der EU-Kommission, in der Förderpolitik der 1. Säule ab 2018 auf eine Definition des „aktiven 

Landwirts“ zu verzichten, ist nicht nachvollziehbar und schädlich. Würde dieser Vorschlag wirksam, wäre es 

in der Finanzperiode ab 2021 kaum noch möglich, Direktzahlungen mit agrarpolitischen Zielsetzungen ge-

sellschaftspolitisch zu legitimieren. 

 

Antreiber für die großen Liberalisierungsreformen der GAP war die Europäische Kommission. Nach drei 

Jahrzehnten steckt die Gemeinschaftspolitik in der agrarpolitischen Sackgasse und ist zu einer unübersicht-

lichen ökologischen Baustelle geworden. 

Antreiber für zukünftige Reformen müssen die Mitgliedsstaaten sein. Die Gemeinsame Agrarpolitik der 

Zukunft braucht eine neue Leitidee: mehr Subsidiarität mit verbesserter Entscheidungs- und Handlungsfä-
higkeit der Mitgliedsstaaten. Mit der Beachtung des Subsidiaritätsprinzips kann die GAP der Zukunft bür-

gernäher und weniger bürokratisch werden.  
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Aus aktuellem Anlass stelle ich dazu, bezogen auf die Situation und Diskussion in Deutschland, fest: 

Wenn ein Mitgliedsstaat die EU-Nitratrichtlinie nicht eingehalten hat und dafür von der Kommission vor 

dem Europäischen Gerichtshof verklagt wird, ist der Mitgliedsstaat aufgefordert, das nationale Regelwerk 

zu überprüfen und Maßnahmen zur Einhaltung gesetzlicher Vorschriften zu ergreifen. Hier gibt es keinen 

Anlass für eine Kompensation mit EU-Geldern (Direktzahlungen) aus der 1. Säule. 

 

Von der Europäischen Union im Rahmen der GAP finanzierte Direktzahlungen würden bei Beachtung und 

Anwendung des Subsidiaritätsprinzips künftig anders aussehen, z. B.: 

In der 1. Säule der GAP sollte der Cross-Compliance-Ansatz nicht mehr zur Anwendung gelangen; für die 

Einhaltung gesetzlicher Vorschriften sollten keine EU-Mittel mehr bereitgestellt werden. 

Leitlinie für den Umbau der 1. Säule der GAP seit 1992 war der Grundgedanke der Kompensation. Landwir-

te sollten einen Ausgleich dafür erhalten, dass im Zuge der Liberalisierung die Agrarpreise gesenkt wurden. 

Als dafür der Politik die Legitimation verloren ging, ist der Kompensationsgedanke im Grundsatz in den 

ökologischen Teil von Säule I der GAP übertragen worden (Grünlanderhaltung, Greening). 

Leitlinie für die GAP der Zukunft sollte eine andere Überlegung sein, nämlich den ökologischen Umbau des 

Agrarsektors zu unterstützen. In welche Richtung dieser Umbau gehen soll, liegt primär in der Verantwor-

tung der Mitgliedsstaaten (Subsidiarität). Dieser ökologische Umbau (die ‚große‘ Transformation) ist auf-

wendig und könnte mit erheblichen Kosten verbunden sein. Deshalb sollte der Umbau, wie vom Wissen-

schaftlichen Beirat des BMEL vorgeschlagen, durch den Einsatz von Direktzahlungen mit Lenkungswirkung 

in der kofinanzierten Säule II – wenn notwendig – massiv unterstützt werden. 


